
Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Brandenburg  

Teil II – Verordnungen 

25. Jahrgang Potsdam, den 24. September 2014 Nummer 71 

Siebente Verordnung zur Änderung der Abfall- und Bodenschutz-Zuständigkeitsverordnung 

Vom 16. September 2014 

Auf Grund des § 42 Absatz 3 Satz 1 des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes vom 6. Juni 1997 
(GVBl. I S. 40), der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Mai 2009 (GVBl. I S. 175) neu gefasst worden ist, ver-
ordnet die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem Minister für  
Wirtschaft und Europaangelegenheiten und auf Grund des § 42 Absatz 5 in Verbindung mit § 15 Absatz 2 des  
Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes, von denen § 15 Absatz 2 durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
1. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 25) neu gefasst worden ist, verordnet die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen und dem Minister für Wirtschaft und Europa-
angelegenheiten: 

Artikel 1 

Änderung der Abfall- und Bodenschutz-Zuständigkeitsverordnung 

Die Abfall- und Bodenschutz-Zuständigkeitsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (GVBl. II S. 842), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 28. April 2014 (GVBl. II Nr. 26) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die §§ 2a und 2b werden wie folgt gefasst: 

„§ 2a 

Sonderaufsicht über die unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörden 

Die Landkreise und kreisfreien Städte nehmen die Aufgaben der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutz-
behörden als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung wahr und werden als Sonderordnungsbehörden tätig. 
Sie unterliegen der Sonderaufsicht der obersten Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde. 

§ 2b 

Befugnisse der Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH 

Soweit mit dieser Verordnung der Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH Aufgaben nach den §§ 14 
und 15 des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes übertragen werden, gelten die Überwachungs- 
und Anordnungsbefugnisse des Abfallrechts (§§ 47 und 62 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, §§ 23 und 24 des 
Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes) sinngemäß.“ 

 



2. Nach § 3 wird folgender § 4 eingefügt: 

„§ 4  

Ordnungswidrigkeiten 

Zuständige Verwaltungsbehörde zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten ist diejenige  
Behörde, der der Vollzug der Rechtsvorschrift obliegt, gegen die sich die Zuwiderhandlung richtet, sofern in 
der Anlage zu dieser Verordnung nichts Abweichendes bestimmt ist.“ 

3. Der bisherige § 4 wird § 5 und in Satz 2 werden die Wörter „den Nummern 1.25, 1.27, 1.29 und 1.31“ durch die 
Wörter „den Nummern 1.25 und 1.27“ ersetzt. 

4. Der bisherige § 5 wird § 6. 

5. Die Anlage wird wie folgt geändert: 

a) Abschnitt I (Übersicht) wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)“. 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:  

„3. Nachweisverordnung (NachwV)“. 

cc) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Beförderungserlaubnisverordnung (BefErlV)“. 

dd) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. (weggefallen)“. 

ee) Nummer 13 wird wie folgt gefasst:  

„13. Chemikalien-Ozonschichtverordnung (ChemOzonSchichtV)“.  

ff) Nummer 16 wird wie folgt gefasst: 

„16. Batteriegesetz (BattG)“. 

gg) Nummer 18 wird wie folgt gefasst: 

18. „ Abfallverbringungsgesetz (AbfVerbrG), Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 über die Ver-
bringung von Abfällen (VVA)“. 

hh) Nummer 24 wird wie folgt gefasst: 

24. „ (weggefallen)“. 

ii) Folgende Nummern 29 bis 33 werden angefügt:  

29. „ Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG) 

30. Verordnung (EG) Nr. 850/2004 über persistente organische Schadstoffe und zur Änderung 
der Richtlinie 79/117/EWG (POP-VO) 
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31. Verordnung (EG) Nr. 166/2006 über die Schaffung eines Europäischen Schadstoff-
freisetzungs- und Verbringungsregisters (E-PRTR-VO) 

32. Gewinnungsabfallverordnung (GewinnungsAbfV) 

33. Verordnung (EU) Nr. 333/2011 mit Kriterien zur Festlegung, wann bestimmte Arten von 
Schrott gemäß der Richtlinie 2008/98/EG nicht mehr als Abfall anzusehen sind“. 

b) Abschnitt II (Erläuterungen) wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden die Wörter „Ministerium für Wirtschaft“ durch die Wörter „Ministerium für 
Wirtschaft und Europaangelegenheiten (MWE)“ ersetzt. 

bb) Die Nummern 1 bis 1.23.1 des Verzeichnisses werden wie folgt gefasst: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„1 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) 

1.1 § 12 Absatz 5 Anerkennung als Träger der Qualitäts-
sicherung 

LUGV 

1.2 weggefallen   

1.3 § 20 Absatz 2 Zustimmung und Widerruf der Zu-
stimmung zum Ausschluss von Ab-
fällen durch die öffentlich-rechtlichen 
oder privaten Entsorgungsträger 

LUGV 

1.4 weggefallen   

1.5 weggefallen   

1.6 weggefallen   

1.7 weggefallen   

1.8 § 26  alle Aufgaben im Zusammenhang  
mit der freiwilligen Rücknahme von 
Erzeugnissen und/oder gegebenenfalls 
verbleibenden Abfällen nach deren 
Gebrauch, (insbesondere Entscheidung 
über die Freistellung von der Pflicht zur 
Nachweisführung und Feststellung der 
Produktverantwortung) 

LUGV/LBGR 

1.9  § 28 Absatz 2  Entscheidung über Ausnahmen von der 
Verpflichtung zur Abfallbeseitigung in 
dafür zugelassenen Anlagen  

UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
im Rahmen der 
ihnen zugeord-
neten Überwa-
chungsaufgaben 
nach Num-
mer 1.23  

1.10 § 29 Absatz 1  Anordnung der Mitbenutzung gegen-
über dem Betreiber einer Abfallbe-
seitigungsanlage, Festsetzung des Ent-
gelts soweit erforderlich, Aufforderung 
zur Vorlage eines Abfallwirtschafts-
konzepts 

LUGV/LBGR  

1.11 § 29 Absatz 2  Übertragung von Abfallbeseitigungs-
pflichten auf den Betreiber einer Ab-
fallbeseitigungsanlage  

LUGV  
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1.12  § 29 Absatz 3  Anordnung zur Duldung von Abfall-
beseitigungsmaßnahmen auf Grund-
stücken, die zur Mineralgewinnung 
genutzt werden, Festsetzung des Ent-
gelts soweit erforderlich 

AWB/LUGV/ 
LBGR jeweils 
im Rahmen der 
ihnen zugeord-
neten Überwa-
chungsaufgaben 
nach Num-
mer 1.23 

1.13 §§ 30, 31 und 32 Aufstellung und Fortschreibung der 
Abfallwirtschaftsplanung, Beteiligung 
und Unterrichtung der Öffentlichkeit 

MUGV 

1.14 § 33 Beteiligung am Abfallvermeidungs-
programm des Bundes bzw. Auf-
stellung eines eigenen Abfallver-
meidungsprogramms, Beteiligung der 
Öffentlichkeit 

MUGV 

1.15 § 34  Erkundung geeigneter Standorte für 
Abfallbeseitigungsanlagen  

LUGV/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV  

1.16  §§ 35, 36  Durchführung des Zulassungsver-
fahrens und Entscheidung über die 
Zulassung von Deponien und Erteilung 
von Nebenbestimmungen einschließlich 
Anordnung von Sicherheitsleistungen 
sowie Entgegennahme von Anzeigen 
über die Änderung einer Deponie  

LUGV/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV  

1.17  § 36 Absatz 4 Satz 3  nachträgliche Anordnungen bei zuge-
lassenen Deponien  

LUGV/LBGR  

1.18  § 37  Zulassung vorzeitigen Beginns mit der 
Errichtung oder dem Betrieb der Depo-
nie  

LUGV/LBGR  

1.19  § 39  Anordnungen bei Deponien, die schon 
vor dem 1. Juli 1990 betrieben wurden 
oder mit deren Errichtung begonnen 
war  

LUGV/LBGR  

1.20.1 § 40 Absatz 1 und 2 Entgegennahme von Anzeigen über die 
Stilllegung von Deponien und  
von Meldungen der Überwachungser-
gebnisse sowie Anordnungen zur Siche-
rung und Rekultivierung von Deponien 

UAWB/LBGR; 
LUGV bezüg-
lich der im 
Anhang 1 auf-
geführten De-
ponien 

1.20.2 § 40 Absatz 3 Feststellung des Abschlusses der (end-
gültigen) Stilllegung 

UAWB/LBGR; 
LUGV bezüg-
lich der im 
Anhang 1 auf-
geführten De-
ponien 

1.20.3 § 40 Absatz 4 Entgegennahme von Anzeigen über die 
Stilllegung von Anlagen, in denen 
gefährliche Abfälle anfallen 

LUGV/LBGR 

Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II - Nr. 71 vom 24. September 2014 4



1.20.4 § 40 Absatz 5 Feststellung des Abschlusses der  
Nachsorgephase 

UAWB/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV; 
LUGV, soweit 
es sich um 
Deponien der 
öffentlich-
rechtlichen 
Entsorgungs-
träger handelt 

1.21.1 § 41 Absatz 1 Fristsetzung und Entgegennahme der 
Emissionserklärung 

LUGV/LBGR 

1.21.2 § 42 Information der Öffentlichkeit LUGV/LBGR 

1.21.3 § 44 Absatz 2 Fristsetzung und Entgegennahme von 
Kosten-, Entgelt-, Abgaben- sowie 
Auslagenübersichten 

LUGV/LBGR 

1.22 § 46 Absatz 2 Auskunft über vorhandene geeignete 
Abfallbeseitigungsanlagen 

LUGV;  
SBB, soweit es 
sich um gefähr-
liche Abfälle 
handelt 

1.23 § 47 Überwachungsaufgaben nach Sach-
gebieten: 

 

1.23.1  Überwachung der Abfallbewirt-
schaftung einschließlich der Inan-
spruchnahme anderer abfallrechtlich 
Verantwortlicher (Grundstücks-
eigentümer, Erzeuger, ehemalige Be-
sitzer), sofern nicht eine spezielle  
Zuständigkeit nach den nachfolgenden 
Nummern besteht 

UAWB/ 
LBGR“.  

cc) In Nummer 1.23.4 wird in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Angabe „§ 35 Abs. 2 KrW-/AbfG“ 
durch die Angabe „§ 39 KrWG“ ersetzt. 

dd) In Nummer 1.23.5 wird in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Angabe „§ 31 Abs. 2 oder 3  
KrW-/AbfG“ durch die Angabe „§ 35 Absatz 2 oder 3 KrWG“ ersetzt. 

ee) In Nummer 1.23.6.1 werden in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Wörter „einschließlich der 
Überwachung der Erfüllung von Anordnungen nach § 36 Abs. 2 KrW-/AbfG“ gestrichen. 

ff) In Nummer 1.23.9 wird in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Angabe „§ 52 KrW-/AbfG“ durch 
die Angabe „§ 56 KrWG“ ersetzt.  

gg) Die Nummern 1.23.10 bis 1.41 werden durch die folgenden Nummern 1.23.10 bis 1.37 ersetzt:  

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„1.23.10 weggefallen   

1.24 § 48 Satz 2 von den auf Grund des § 48 KrWG 
ergangenen Verordnungen abweichende 
Einstufung bestimmter Abfälle im 
Einzelfall 

LUGV 
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1.25 § 49 Absatz 4 Verlangen nach Vorlage der Register 
oder nach einer Mitteilung der An-
gaben aus den Registern 

UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
im Rahmen 
ihrer Zuständig-
keit für die 
Überwachung 
nach Nummer 
1.23; 

LUGV bei An-
ordnung einer 
landesweiten 
Registeranfrage 

1.26 § 50 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 

Bestätigung über die Zulässigkeit der 
vorgesehenen Entsorgung 

SBB 

1.27 § 51 Absatz 1 Anordnung im Einzelfall und Ent-
scheidung über Art, Umfang und Inhalt 
des Nachweises und des Registers  

UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
in ihrem Auf-
gabenbereich 
als zuständige 
Überwachungs-
behörde nach 
Nummer 1.23; 
LUGV, soweit 
landesweit eine 
Anordnung 
getroffen wird 

1.28 § 53 Absatz 1, 3 und 4 Entgegennahme und Bestätigung von 
Anzeigen sowie Anordnung von Be-
dingungen, Auflagen, Befristungen und 
Untersagungen, Anforderung von Un-
terlagen sowie von Nachweisen über 
die Gleichwertigkeit  

SBB 

 

 

 

 

1.29 § 54 Absatz 1, 2 und 4 Erteilung von Erlaubnissen und Neben-
bestimmungen sowie Anforderung von 
Nachweisen über die Gleichwertigkeit  

SBB 

 

 

1.30 § 55 Absatz 1 Überwachung der Kennzeichnung der 
Fahrzeuge, mit denen Abfälle befördert 
werden 

UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
in ihrem Auf-
gabenbereich 
als zuständige 
Überwachungs-
behörde nach 
Nummer 1.23  

1.31 § 56 Absatz 5 Zustimmung zum Überwachungs-
vertrag 

LUGV 

1.32 § 56 Absatz 6 Anerkennung von Entsorgergemein-
schaften  

LUGV 

1.33 § 56 Absatz 8 Satz 2 Entzug des Zertifikats und der Berech-
tigung zum Führen des Überwachungs-
zeichens 

LUGV 
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1.34 § 58  Entgegennahme von Anzeigen zur 
Betriebsorganisation 

LUGV/LBGR, 
soweit sich die 
Anzeige auf die 
Rücknahme 
nicht gefähr-
licher Abfälle 
bezieht 

1.35 § 59 Absatz 2 Anordnung der Bestellung eines Ab-
fallbeauftragten 

LUGV/LBGR 

1.36 § 62 Anordnungen zur Durchführung des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der 
danach ergangenen Verordnungen 

UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
in ihrem Auf-
gabenbereich 
als zuständige 
Überwachungs-
behörde nach 
Nummer 1.23; 
SBB 

1.37 § 69 und 70 Durchführung von Bußgeldverfahren UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
in ihrem Auf-
gabenbereich 
als zuständige 
Überwachungs-
behörde nach 
Nummer 1.23“. 

hh) In Nummer 2.1 werden in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Wörter „besonders überwachungs-
bedürftige Abfälle“ durch die Wörter „gefährliche Abfälle“ ersetzt. 

ii) In Nummer 2.2 werden in der Spalte Zuständige Behörde die Wörter „besonders überwachungs-
bedürftige Abfälle“ durch die Wörter „gefährliche Abfälle“ ersetzt. 

jj) Die Nummern 3 bis 3.24 werden wie folgt gefasst: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„3 Nachweisverordnung (NachwV) 

3.1 §§ 3 bis 6 alle Aufgaben im Zusammenhang mit 
dem Nachweis über die Zulässigkeit der 
vorgesehenen Entsorgung 

SBB 

3.2 § 7 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 

Entgegennahme der Mitteilung über die 
Eintragung im EMAS-Register 

LUGV 

3.3 § 7 Absatz 3 und 5  Freistellung des Abfallentsorgers, Ent-
gegennahme der Mitteilung über den 
Entfall der Freistellungsvoraus-
setzungen 

UAWB/LUGV/
LBGR, soweit 
sie nach Num-
mer 1.23 für die 
Überwachung 
des Entsorgers 
zuständig sind 

3.4 § 7 Absatz 4 Entgegennahme der Nachweiserklärung 
vom Abfallentsorger und der Ab-
lichtungen der vollständigen Nachweis-
erklärungen vom Abfallerzeuger 

SBB  
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3.5 § 8 Absatz 1 Anordnung der Einholung einer Be-
stätigung nach § 5  

UAWB/LUGV/
LBGR, soweit 
sie nach Num-
mer 1.23 für die 
Überwachung 
zuständig sind 

3.6 § 8 Absatz 2 Anordnung der Annahme von Abfällen 
nur nach vorhergehender Bestätigung 
nach § 5 und Widerruf der Freistellung 

UAWB/LUGV/
LBGR, soweit 
sie nach Num-
mer 1.23 für die 
Überwachung 
des Entsorgers 
zuständig sind 

3.7 § 9 Absatz 3 Bestätigung der Zulässigkeit der in 
einem Sammelentsorgungsnachweis 
vorgesehenen Entsorgung gefährlicher 
Abfälle einschließlich Eingangsbe-
stätigung, Nachforderung und Über-
sendung von Unterlagen 

SBB 

3.8 § 9 Absatz 4 Entgegennahme des Sammelent-
sorgungsnachweises oder bei Entfallen 
der Bestätigungspflicht der Nachwei-
serklärung bei länderübergreifender 
Sammelentsorgung 

SBB  

3.9 § 11 Absatz 3 und 4, 
§ 13 Absatz 2 Satz 3 

Entgegennahme der Begleitscheine 
vom Entsorger bzw. von der für die 
Entsorgungsanlage zuständigen Be-
hörde 

SBB 

3.10 § 14 Zulassung besonderer Formen der 
Nachweisführung gegenüber privaten 
Entsorgungsträgern 

LUGV 

3.11 § 15 Nummer 2 Wahrnehmung der Aufgaben der für 
den Entsorger zuständigen Behörde bei 
einer Verwertung außerhalb einer An-
lage 

die unter Num-
mer 1.23 jeweils 
bezeichnete 
Behörde 

3.12 § 19 Absatz 2 Verlangen zur Vorlage der schriftlichen 
Vereinbarung zwischen Erzeuger und 
Beförderer zur Handhabung der Sig-
natur 

 LUGV 

3.13 § 19 Absatz 3 Satz 1 Bestätigung der Zulässigkeit der in 
einem Entsorgungsnachweis vorge-
sehenen Entsorgung einschließlich 
Eingangsbestätigung, Entgegennahme, 
Nachforderung und Übersendung von 
Unterlagen 

SBB 

3.14 § 19 Absatz 3 Satz 2 Entgegennahme der Nachweiserklä-
rungen bzw. der Abfallerzeuger und  
-entsorger, Verkürzung der Geltungs-
dauer, Erteilung von Auflagen für die 
Durchführung der Entsorgung 

SBB 

3.15 § 22 Absatz 1 bis 3 Entgegennahme von Meldungen über 
Störungen des Kommunikations-
systems, Anordnung von Über-
prüfungen, Bekanntgabe eines Sach-
verständigen 

LUGV 
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3.16 § 26 Befreiung von den Nachweis- oder 
Registerpflichten und Anforderung 
anderer geeigneter Nachweise sowie 
Anordnung der Registrierung weiterer 
Angaben 

UAWB/LUGV/
LBGR, soweit 
sie nach Num-
mer 1.23 für die 
Überwachung 
des Adressaten 
zuständig sind; 
LUGV, soweit 
landesweit eine 
Befreiung von 
Pflichten der 
Nachweisfüh-
rung ausge-
sprochen wer-
den oder eine 
Anordnung 
erfolgen soll 

3.17 § 27 Absatz 2 Anordnung zur bestimmten Ver-
wendung der Nachweise 

UAWB/LUGV/
LBGR, soweit 
sie nach Num-
mer 1.23 für die 
Überwachung 
des Adressaten 
zuständig sind; 
LUGV, soweit 
landesweit eine 
Anordnung 
erfolgen soll 

3.18 § 28 Absatz 1  Erteilung oder Änderung der Identi-
fikations-, Erzeuger-, Beförderer- und 
Entsorgernummern 

SBB 

3.19 § 28 Absatz 2 Erteilung oder Änderung der Nach-
weisnummern 

SBB  

3.20 § 28 Absatz 2 Erteilung oder Änderung der Frei-
stellungs- und Registriernummern 

SBB  

3.21 § 29 Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten UAWB/LUGV/
LBGR, soweit 
sie nach Num-
mer 1.23 für die 
Überwachung 
des Adressaten 
zuständig sind 

3.22 § 30 Absatz 5 Nebenbestimmungen zur Gestattung 
der Aufbereitung, Übermittlung und 
Speicherung der Nachweisdaten sowie 
Freistellung von Anforderungen nach 
§ 32 Absatz 4 Satz 2 NachwV (§ 32 
Absatz 4 Satz 1 und 3 NachwV) in der 
Fassung und Bekanntmachung vom  
17. Juni 2002 

LUGV 

3.23 § 31 Absatz 1 Zustimmung zur elektronischen Nach-
weis- und Registerführung 

LUGV 
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3.24  Vollzug dieser Verordnung im Übrigen UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
in ihrem Auf-
gabenbereich 
als zuständige 
Überwachungs-
behörde nach 
Nummer 1.23“. 

kk) Die Nummern 4 bis 4.2 werden durch die folgenden Nummern 4 bis 4.3 ersetzt:  

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„4 Beförderungserlaubnisverordnung (BefErlV) 

4.1 § 3 Absatz 1 Num-
mer 2 

Anerkennung von Lehrgängen LUGV 

4.2 § 7 Absatz 1 und § 8 
Absatz 2 

Entscheidung über die Beförderungs-
erlaubnis 

SBB 

4.3  Vollzug dieser Verordnung im Übrigen UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
in ihrem Auf-
gabenbereich 
als zuständige 
Überwachungs-
behörde nach 
Nummer 1.23“. 

ll) Nummer 5 wird wie folgt geändert: 

aaa) Folgende Nummer 5.1 wird eingefügt: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„5.1 § 9 Absatz 2 
Nummer 3 

Anerkennung von Lehrgängen LUGV“. 

bbb) Die bisherigen Nummern 5.1 bis 5.4 werden die Nummern 5.2 bis 5.5. 

mm) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

 „7 weggefallen“.   

nn) Nach Nummer 9.1 wird folgende Nummer 9.1a eingefügt: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„9.1a § 3 Absatz 8 Satz 3  Entgegennahme der Analysen UAWB und 
LELF“. 

oo) Die Nummern 11 bis 11.4 werden durch die folgenden Nummern 11 bis 11.9 ersetzt: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„11 Verpackungsverordnung (VerpackV) 
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11.1 § 6 Absatz 2  Entgegennahme der Bescheinigungen 
des Herstellers und Vertreibers über die 
Rücknahme und Verwertung bzw. 
Selbstentsorgung sowie der schrift-
lichen Anzeigen (Branchenlösungen/ 
Eigenentsorgung) 

LUGV 

11.2 § 6 Absatz 3 in Ver-
bindung mit Anhang I 
Nummer 2 Absatz 3 
Satz 6 und 7 

Entgegennahme der vorgelegten Be-
scheinigungen des Systembetreibers, 
Anforderung der Nachweise 

LUGV 

11.3  § 6 Absatz 3 in Ver-
bindung mit Anhang I 
Nummer 2 und 3  

Überwachung der Anforderungen und 
der Beteiligung an Systemen, Anord-
nungen nach § 62 KrWG  

LUGV 

11.4 § 6 Absatz 5 und 6 Entscheidung über die Feststellung 
eines Systems, Erlass nachträglicher 
Nebenbestimmung, Aufforderung zur 
Leistung von Sicherheiten, Widerruf 
der Entscheidung, öffentliche Bekannt-
gabe 

LUGV 

11.5 § 6 Absatz 8 Satz 7 
und 9 in Verbindung 
mit Anhang I Num-
mer 4 Satz 10 und 11 

Entgegennahme der vorgelegten Be-
scheinigungen der Letztvertreiber ohne 
Systemzugehörigkeit und beschränkt 
Rücknahmeverpflichteter, Anforderung 
der Dokumentationen 

LUGV 

11.6 § 8 Absatz 3 Aufforderung zur Vorlage der Doku-
mentation der Hersteller und Vertreiber 
von schadstoffhaltigen Füllgütern 

LUGV 

11.7 § 13 Überwachung des Inverkehrbringens 
von Verpackungen und Verpackungs-
bestandteilen mit Schwermetallen, An-
ordnungen nach § 62 KrWG  

LUGV 

11.8 § 15 
 

Ordnungswidrigkeiten 
nach § 15 Absatz 1 Nummer 6, 8, 9 und 
17 sowie nach § 15 Absatz 2 Nummer 1 
bis 12  
nach § 15 Absatz 1 Nummer 1 bis 5, 7, 
10 bis 16 und 18 sowie nach § 15 Ab-
satz 2 Nummer 13 und 14  

 
LUGV 
 
 
UAWB/LBGR 

11.9  Vollzug der Verordnung im Übrigen UAWB/ 
LBGR“. 

pp) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige  
Behörde 

„13 Chemikalien-Ozonschichtverordnung 

  die Zuständigkeit richtet sich nach der 
Gefahrstoffzuständigkeitsverordnung 
vom 30. Mai 2003 (GVBl. II S. 346) in 
der jeweils geltenden Fassung“. 

 

 

qq) Die Nummern 16 bis 16.5 werden durch die folgenden Nummern 16 bis 16.12 ersetzt: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige  
Behörde 

„16 Batteriegesetz (BattG) 
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16.1 § 3 Absatz 1 bis 3,  
 
 

Absatz 4  

Überwachung der Anforderungen an 
das Inverkehrbringen von  
Batterien und 

an das Anbieten von Batterien 

LUGV 
 
 

UAWB 

16.2  § 6 Absatz 1 Satz 1 
und 2 und Absatz 2 

allgemeine Überwachung der Anforde-
rungen an das Gemeinsame Rücknah-
mesystem, soweit nicht das Umwelt-
bundesamt zuständig ist  

LUGV 

16.3 § 6 Absatz 1 Satz 3  Entgegennahme von Anzeigen über den 
Austritt aus dem gemeinsamen Rück-
nahmesystem  

LUGV  

16.4  § 7 Absatz 1  Genehmigung der Einrichtung eines 
herstellereigenen Rücknahmesystems 

LUGV  

16.5  § 7 Absatz 2 bis 4 Überwachung der Anforderungen an 
das herstellereigene Rücknahmesystem 

LUGV 

16.6 § 8 Überwachung der Rücknahme und 
Verwertung von Fahrzeug- und In-
dustrie-Altbatterien 

LUGV 

16.7 §§ 9 bis 11 Überwachung der Pflichten der Vertrei-
ber (Rücknahme der Batterien, Zufüh-
rung an ein Rücknahmesystem, Einhal-
tung der Pfandpflicht) und der Endnut-
zer (Zuführung zur getrennten Erfas-
sung) 

UAWB 

16.8 § 12 Überwachung der Überlassungs- und 
Verwertungspflichten Dritter (Betreiber 
von Behandlungseinrichtungen) 

LUGV 

16.9 § 14 Allgemeine Überwachung der Verwer-
tung und Beseitigung von Batterien, 
soweit nicht das Umweltbundesamt 
zuständig ist 

LUGV 

16.10 §§ 17 und 18 Überwachung der Anforderungen an 
die Kennzeichnung und an die Einhal-
tung der Hinweis- und Informations-
pflichten 

LUGV; 

im Zusammen-
hang mit dem 
Anbieten von 
Batterien an 
einen End-
verbraucher: 
UAWB 

16.11 § 22 Absatz 1 Num-
mer 1, 3, 5, 6, 8 bis 12 
und 14 bis 16 

Ordnungswidrigkeiten LUGV/UAWB 
jeweils in ihrem 
Aufgabenbe-
reich 

16.12  Vollzug dieses Gesetzes im Übrigen, 
soweit nicht das Umweltbundesamt zu-
ständig ist (§ 4 Absatz 1, § 21 BattG) 

UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
in ihrem Aufga-
benbereich als 
zuständige 
Überwachungs-
behörde nach 
Nummer 1.23“. 

rr) Nummer 18 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Wörter „18 Abfallverbringungsgesetz (AbfVerbrG) und Verordnung (EG) 
Nr. 1013/2006 über die Verbringung von Abfällen“ werden durch die Wörter „18 Abfall-
verbringungsgesetz (AbfVerbrG), Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 des Europäischen  
Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 über die Verbringung von Abfällen (VVA)“ 
ersetzt. 
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bbb) In Nummer 18.4 werden in der Spalte Zuständige Behörde die Wörter „LUGV, LBGR, 
SBB jeweils im Rahmen ihrer Zuständigkeit“ durch die Wörter 
„UAWB/LUGV/LBGR/SBB jeweils im Rahmen ihrer Zuständigkeit“ ersetzt. 

ccc) In Nummer 18.5 wird in der Spalte Zuständige Behörde das Wort „LUGV“ durch die 
Wörter „UAWB/LUGV/LBGR jeweils im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach Num-
mer 1.23“ ersetzt. 

ss) Nummer 19 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 19.1 wird in der Spalte Zuständige Behörde die Angabe „UAWB/LBGR“ 
durch die Angabe „UB/LBGR“ ersetzt. 

bbb) Die Fußnote zu Nummer 19.2 wird wie folgt gefasst:  

„² Bei der Freistellung durch das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe ist 
gemäß § 42 Absatz 7 Satz 2 BbgAbfBodG das für Wirtschaft zuständige Ministerium 
die für die Erteilung des Einvernehmens zuständige Behörde.“ 

ccc) Nach Nummer 19.2 wird folgende Nummer 19.3 eingefügt: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„19.3  Unterstützung der zuständigen 
Behörden beim Vollzug des 
Artikels 1 § 4 Absatz 3 URG 

LUGV“. 
 

tt) Nummer 20 wird wie folgt geändert:  

aaa) In Nummer 20.4 werden in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Wörter „im Raum-
ordnungsverfahren“ durch die Wörter „während des Raumordnungsverfahrens“ ersetzt. 

bbb) Die Nummern 20.6 bis 20.14 werden durch die folgende Nummern 20.6 bis 20.18 ersetzt:  

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„20.6 § 21 Festlegung von Einzugsbe-
reichen für Abfallbeseitigungs-
anlagen 

LUGV 

20.7 § 24  ordnungsrechtliche Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Abfallrechts 

LUGV/UAWB/
LBGR jeweils 
im Rahmen der 
ihnen nach 
Nummer 1.23 
zugeordneten 
Überwachungs-
aufgaben, neben 
diesen Behör-
den hat die SBB 
die Zuständig-
keit zur Über-
wachung und 
Feststellung, ob 
Abfälle der 
Andienungs-
pflicht unter-
liegen, und zur 
Durchsetzung 
der Andie-
nungspflicht mit 
Maßnahmen 
nach § 24 
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20.8 § 29 Absatz 3 Datenerhebung und Erfassung 
von altlastverdächtigen Flächen 
und Altlasten, Datenübermitt-
lung an das LUGV 

UB/LBGR 

20.9 § 29 Absatz 4 Bewertung vorhandener Daten  UB/LBGR; 
LUGV, sofern 
der Landkreis 
oder die kreis-
freie Stadt als 
Störer ver-
pflichtet ist 

20.10 § 29 Absatz 5 Übermittlung von Boden- und 
Altlasteninformationen an 
andere Behörden  

UB/LBGR/ 
LUGV 

20.11 § 30 Absatz 1 Verlangen von Sanierungsun-
tersuchungen, Vorlage eines 
Sanierungsplans und Durchfüh-
rung von Eigenkontrollmaß-
nahmen 

UB/LBGR; 
LUGV, sofern 
der Landkreis 
oder die kreis-
freie Stadt als 
Störer ver-
pflichtet ist 

20.12 § 30 Absatz 2 Durchführen von Erhebungen 
und Erstellen von Katastern für 
Verdachtflächen und schädliche 
Bodenveränderungen 

UB/LBGR; 
LUGV, sofern 
der Landkreis 
oder die kreis-
freie Stadt als 
Störer ver-
pflichtet ist 

20.13 
 

§ 31 Absatz 1 Entgegennahme der Anzeige für 
das Vorliegen einer schädlichen 
Bodenveränderung oder Alt-
lasten 

UB/LBGR 

20.14 § 31 Absatz 2 Einholung von Auskünften, 
Einsichtnahme in Unterlagen 

UB/LBGR/ 
LUGV 

20.15 
 

§ 31 Absatz 3 Einholen von Auskünften und 
Wahrnehmung des Betretungs-
rechts und Durchführung von 
Ermittlungsmaßnahmen und 
Wahrnehmung des Betretungs-
rechts 

UB/LBGR/ 
LUGV 
 

20.16 
 

§ 32 Absatz 2, 3 
und 4 

Entgegennahme des Antrags auf 
Ausgleich, Festsetzung des 
Ausgleichsbetrags und Ein-
holung erforderlicher Auskünfte 
sowie Einsichtnahme in die 
Betriebsunterlagen 

die nach Num-
mer 1.23.3 
zuständige 
Behörde 
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20.17 § 41 Absatz 1 Veröffentlichung von Umwelt-
informationen 

für die Abfall-
wirtschaft die 
nach Num-
mer 1.23 zur 
Überwachung 
und für den 
Bodenschutz-
bereich die nach 
den Nummern 
23.2 und 23.6 
zuständige 
Behörde; im 
Rahmen zu-
sammenfas-
sender Veröf-
fentlichungen: 
LUGV 

20.18 § 41 Absatz 2 Warnungen, Empfehlungen, 
Hinweise für umweltgerechtes 
Verhalten 

zuständige 
Abfall- oder 
Bodenschutzbe-
hörde/MUGV“. 

uu) Nummer 24 wird wie folgt gefasst: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„24 weggefallen“.   

vv) Die Nummern 26 bis 26.13 werden durch die folgenden Nummern 26 bis 26.31 ersetzt: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„26 Deponieverordnung (DepV) 

26.1 § 3 Absatz 3 Satz 3 und 
Absatz 4  

Zulassung von Ausnahmen (Absatz 3) 
sowie Herabsetzung von Anforde-
rungen (Absatz 4) 

LUGV/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV 

26.2 § 5 Satz 1 Abnahme der für den Betrieb der 
Deponie erforderlichen Einrichtungen 

LUGV/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV 

26.3 § 6 Absatz 6  Zustimmung zur abweichenden Abla-
gerung  

LUGV/LBGR 

26.4 § 8 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 11 

Genehmigung des Nachweises nach 
Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b  
Ziffer i der Verordnung (EG) 
Nr. 850/2004 

LUGV/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV 

26.5 § 8 Absatz 2 Entgegennahme und Prüfung des 
Nachweises, dass Abfallunter-
suchungen nicht erforderlich sind, 
Zustimmung zum Verzicht auf die 
Abfalluntersuchung 

LUGV/LBGR 

26.6 § 8 Absatz 3 Zustimmung zur Reduzierung von 
Beprobungen 

LUGV/LBGR 

26.7 § 8 Absatz 5 und § 17 
Absatz 1 

Festlegung einer höheren Anzahl oder 
Reduzierung von Kontrollunter-
suchungen 

LUGV/LBGR 

26.8 § 8 Absatz 6 Zulassung von Abweichungen LUGV/LBGR 

26.9 § 8 Absatz 9  Zulassung von Ausnahmen für Be-
treiber von Monodeponien und für 
Betreiber von Deponien der Deponie-
klasse 0  

LUGV/LBGR 
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26.10 § 8 Absatz 10  Entgegennahme von Informationen 
über angelieferte aber nicht zugelas-
sene Abfälle 

LUGV/LBGR 
 

26.11  § 10 Absatz 2 Entgegennahme des Antrags über die 
Stilllegung der Deponie 

LUGV/LBGR 

26.12 § 11 Absatz 2 Aufhebung der Kontroll- und Über-
wachungsmaßnahmen, Feststellung 
des Abschlusses der Nachsorgephase 

UAWB/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV; 
LUGV, soweit 
es sich um 
Deponien der 
öffentlich-
rechtlichen 
Entsorgungs-
träger handelt 

26.13  § 12 Absatz 1 Festlegungen von Auslöseschwellen 
und Grundwasser-Messstellen 

LUGV/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV 

26.14  § 12 Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 3 Satz 3 

Zulassung von Ausnahmen für Be-
treiber von Monodeponien und für 
Betreiber von Deponien der Deponie-
klasse 0 

LUGV/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV 

26.15  § 12 Absatz 4 Zustimmung zu den Maßnahmeplä-
nen, Entgegennahme der Information 
bei Überschreitung der Auslöse-
schwellen 

LUGV/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV 

26.16  § 12 Absatz 5 Anordnung der Ermittlung von Emis-
sionen 

LUGV/LBGR 

26.17  § 13 Absatz 1, 3 und 5 Aufforderung zur Vorlage der Be-
triebsordnung, des Betriebshand-
buches, des Betriebstagebuches und 
des Jahresberichts 

LUGV/LBGR 

26.18  § 13 Absatz 2 und § 17 
Absatz 2 

Zulassung von Ausnahmen LUGV/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV 

26.19  § 13 Absatz 4 Entgegennahme der Informationen 
über nachteilige Auswirkungen und 
Störungen 

LUGV/LBGR 

26.20  § 18 Festsetzung und Überprüfung von 
und Verzicht auf Sicherheits-
leistungen  

LUGV/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV 

26.21  § 19  Entgegennahme von Anträgen und 
schriftlichen Anzeigen  

siehe Num-
mer 1.16 ff. 
dieser Ver-
ordnung 

26.22  § 20 grenzüberschreitende Behörden- und 
Öffentlichkeitsbeteiligung 

LUGV/LBGR 

26.23  § 21 Absatz 1 bis 3, 
§ 22 

Planfeststellungsbeschluss, Plange-
nehmigung sowie Überprüfung der 
Entscheidung 

LUGV/LBGR 

26.24  § 21 Absatz 4 Bestimmung eines Sachverständigen LUGV/LBGR 
im Einverneh-
men mit LUGV 

26.25  § 23 Aufgaben bezüglich der Errichtung 
und des Betriebes von Langzeitlagern 

LUGV/LBGR  

26.26  § 24 Absatz 1 behördliche Maßnahmen bei in der 
Stilllegungs- oder Nachsorgephase 
befindlichen Langzeitlagern 

LUGV/LBGR 
 

26.27  § 24 Absatz 1 Erteilung des Einvernehmens  LUGV/LBGR 
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26.28 § 24 Absatz 2 und 3 Bestimmung des Sachverständigen LUGV 

26.29  § 25 Absatz 3 und 4 und 
§ 26 

behördliche Maßnahmen bei in der 
Ablagerungsphase, der Stilllegungs- 
oder Nachsorgephase befindlichen 
Altdeponien  

UAWB/LBGR;  
LUGV bezüg-
lich der im 
Anhang 2 auf-
geführten De-
ponien 

26.30  § 27 Ordnungswidrigkeiten UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
in ihrem Auf-
gabenbereich 
als zuständige 
Überwachungs-
behörde nach 
Nummer 1.23 

26.31   Vollzug dieser Verordnung im  
Übrigen 

UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
in ihrem Auf-
gabenbereich 
als zuständige 
Überwachungs-
behörde nach 
Nummer 1.23“. 

ww) Nach Nummer 28 werden die folgenden Nummern 29 bis 33.1 angefügt: 

Lfd. Nr. Anzuwendende 
Rechtsnorm 

Verwaltungsaufgabe Zuständige 
Behörde 

„29 Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG) 

29.1 Überwachungsaufgaben und sonstige Angelegenheiten im Zusammenhang mit  

29.1.1 § 5 Absatz 1 Satz 1  dem Inverkehrbringen von Elektro- 
und Elektronikgeräten mit den in 
Satz 1 genannten Stoffen, entspre-
chende Anordnungen nach § 2 Ab-
satz 3 Satz 2 ElektroG in Verbindung 
mit § 62 KrWG  

LUGV  

29.1.2.1 § 6 Absatz 1 Satz 3 Festsetzung der Kosten bei nicht 
eingerichteter Stelle oder bei Nicht-
wahrnehmung ihrer Aufgaben 

LUGV 

29.1.2.2 § 6 Absatz 2 Satz 4 der Herstellerverpflichtung zum 
ordnungsgemäßen Führen der Re-
gistriernummern und dem uner-
laubten Anbieten zum Verkauf 

LUGV  

29.1.2.3  § 6 Absatz 4 der Ausweisung von Entsorgungs-
kosten  

LUGV  

29.1.3.1 § 9 Absatz 7 Satz 3, 
Absatz 8 Satz 2, § 10 
Absatz 1 Satz 3 und 
Absatz 2 Satz 4 sowie 
§ 11 Absatz 2 Satz 2  

der Wiederverwendung, Behandlung 
oder Entsorgung von Altgeräten  

LUGV 

29.1.3.2 § 9 Absatz 7 Satz 3 oder 
§ 10 Absatz 1 Satz 3, 
jeweils in Verbindung 
mit § 12 Absatz 3 
Satz 2  

der Nachweisführung  LUGV 

29.1.3.3 § 9 Absatz 8 Satz 1 den Anforderungen an Rücknahme-
systeme sowie entsprechende Anord-
nungen nach § 62 KrWG  

LUGV 
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29.1.3.4 § 9 Absatz 9 der Sammlung und Rücknahme von 
Altgeräten sowie entsprechende 
Anordnungen nach § 62 KrWG  

LUGV 

29.1.4 § 10 Absatz 2 Satz 1 
und 2  

Rückgabemöglichkeiten anderer 
Nutzer als private Haushalte sowie 
entsprechende Anordnungen nach 
§ 62 KrWG  

LUGV 

29.2 § 23 Absatz 1 Num-
mer 1, 3, 5, 6 und 7 

Ordnungswidrigkeitsverfahren LUGV 
 

29.3 § 2 Absatz 3 Vollzug dieses Gesetzes im Übrigen, 
soweit nicht die Gemeinsame Stelle 
oder das Umweltbundesamt zuständig 
ist 

UAWB/LUGV/
LBGR jeweils 
in ihrem Auf-
gabenbereich 
als zuständige 
Überwachungs-
behörde nach 
Nummer 1.23 

30  Verordnung (EG) Nr. 850/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über persistente organische Schadstoffe und zur Änderung der Richtlinie 
79/117/EWG 

30.1 Artikel 5 und 7 Vollzug dieser Verordnung, soweit 
sie sich auf abfall- und bodenschutz-
rechtliche Belange bezieht 

LUGV 

30.2  Artikel 7 Absatz 4b Entscheidung über Ausnahmeanträge SBB 

30.3  Die Zuständigkeit richtet sich im 
Übrigen nach der Gefahrstoffzustän-
digkeitsverordnung vom 30. Mai 
2003 (GVBl. II S. 346) in der jeweils 
geltenden Fassung. 

 

31 Verordnung (EG) Nr. 166/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Schaffung eines Europäischen Schadstofffreisetzungs- und -ver-
bringungsregisters und zur Änderung der Richtlinien 91/689/EWG und 
96/61/EG des Rates und Gesetz zur Ausführung des Protokolls über Schad-
stofffreisetzungs- und -verbringungsregister vom 21. Mai 2003 sowie zur Durch-
führung der Verordnung (EG) Nr. 166/2006 

31.1  Vollzug dieser Verordnung und des 
Ausführungsgesetzes, soweit er sich 
auf die Berichts- und Informations-
pflichten einschließlich der Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten bezüglich 
abfall- und bodenschutzrechtlicher 
Belange bezieht  

LUGV; LBGR 

32 Gewinnungsabfallverordnung 

32.1  Vollzug dieser Verordnung  LUGV 

33 Verordnung (EU) Nr. 333/2011 des Rates vom 31. März 2011 mit Kriterien zur 
Festlegung, wann bestimmte Arten von Schrott gemäß der Richtlinie 
2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates nicht mehr als Abfall 
anzusehen sind 

33.1  Vollzug dieser Verordnung  LUGV/LBGR“. 

6. Der Anhang wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 Spalte 2 wird die Angabe „Beeskow, Hornitex (LOS)“ durch die Angabe „Beeskow,  
Betriebsdeponie Glunz (LOS)“ ersetzt. 

b) In Nummer 18 Spalte 2 wird die Angabe „Eberswalde-Ostende (BAR)“ durch die Angabe „Eberswalde-
Ostend (BAR)“ ersetzt. 
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c) In Nummer 21 Spalte 2 wird die Angabe „Eisenhüttenstadt-Zementwerk(LOS)“ durch das Wort „leer“  
ersetzt und die Angaben in Spalte 3 werden gestrichen. 

d) In Nummer 35 Spalte 2 wird die Angabe „Görzke“ durch die Angabe „Görzke (PM)“ ersetzt. 

e) In Nummer 39 Spalte 2 wird die Angabe „Golm (PM)“ durch die Angabe „Golm (P)“ ersetzt.  

Artikel 2 

Bekanntmachungserlaubnis 

Die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz kann den Wortlaut der Abfall- und Bodenschutz-
Zuständigkeitsverordnung in der vom Inkrafttreten dieser Verordnung an geltenden Fassung im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für das Land Brandenburg, Teil II, bekannt machen.  

Artikel 3 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Altbatterien-Rücknahmesystem-
Zuständigkeitsverordnung vom 9. Februar 2010 (GVBl. II Nr. 9) außer Kraft. 

Potsdam, den 16. September 2014 

Die Ministerin für Umwelt,  
Gesundheit und Verbraucherschutz  

Anita Tack  

 

Herausgeber: Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg  

Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II - Nr. 71 vom 24. September 2014 19


	Gesetz- und Verordnungsblatt
	für das Land Brandenburg 
	Teil II – Verordnungen
	25. Jahrgang
	Potsdam, den 24. September 2014
	Nummer 71
	Siebente Verordnung zur Änderung der Abfall- und Bodenschutz-Zuständigkeitsverordnung
	Vom 16. September 2014
	Auf Grund des § 42 Absatz 3 Satz 1 des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes vom 6. Juni 1997 (GVBl. I S. 40), der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Mai 2009 (GVBl. I S. 175) neu gefasst worden ist, ver-ordnet die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem Minister für Wirtschaft und Europaangelegenheiten und auf Grund des § 42 Absatz 5 in Verbindung mit § 15 Absatz 2 des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes, von denen § 15 Absatz 2 durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 25) neu gefasst worden ist, verordnet die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Ver-braucherschutz im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen und dem Minister für Wirtschaft und Europa-angelegenheiten:
	Änderung der Abfall- und Bodenschutz-Zuständigkeitsverordnung
	Die Abfall- und Bodenschutz-Zuständigkeitsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (GVBl. II S. 842), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 28. April 2014 (GVBl. II Nr. 26) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die §§ 2a und 2b werden wie folgt gefasst:
	„§ 2a
	Sonderaufsicht über die unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörden
	Die Landkreise und kreisfreien Städte nehmen die Aufgaben der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörden als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung wahr und werden als Sonderordnungsbehörden tätig. Sie unterliegen der Sonderaufsicht der obersten Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde.
	§ 2b
	Befugnisse der Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH
	Soweit mit dieser Verordnung der Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH Aufgaben nach den §§ 14 und 15 des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes übertragen werden, gelten die Überwachungs- und Anordnungsbefugnisse des Abfallrechts (§§ 47 und 62 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, §§ 23 und 24 des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes) sinngemäß.“
	„§ 4 
	Ordnungswidrigkeiten
	Zuständige Verwaltungsbehörde zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten ist diejenige Behörde, der der Vollzug der Rechtsvorschrift obliegt, gegen die sich die Zuwiderhandlung richtet, sofern in der Anlage zu dieser Verordnung nichts Abweichendes bestimmt ist.“
	3. Der bisherige § 4 wird § 5 und in Satz 2 werden die Wörter „den Nummern 1.25, 1.27, 1.29 und 1.31“ durch die Wörter „den Nummern 1.25 und 1.27“ ersetzt.
	4. Der bisherige § 5 wird § 6.
	5. Die Anlage wird wie folgt geändert:
	a) Abschnitt I (Übersicht) wird wie folgt geändert:
	aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
	„1. Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)“.
	bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
	„3. Nachweisverordnung (NachwV)“.
	cc) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
	„4. Beförderungserlaubnisverordnung (BefErlV)“.
	dd) Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
	„7. (weggefallen)“.
	ee) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 
	ff) Nummer 16 wird wie folgt gefasst:
	„16. Batteriegesetz (BattG)“.
	gg) Nummer 18 wird wie folgt gefasst:
	18. „ Abfallverbringungsgesetz (AbfVerbrG), Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 über die Ver-bringung von Abfällen (VVA)“.
	hh) Nummer 24 wird wie folgt gefasst:
	24. „ (weggefallen)“.
	ii) Folgende Nummern 29 bis 33 werden angefügt: 
	29. „ Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG)
	30. Verordnung (EG) Nr. 850/2004 über persistente organische Schadstoffe und zur Änderung der Richtlinie 79/117/EWG (POP-VO)
	31. Verordnung (EG) Nr. 166/2006 über die Schaffung eines Europäischen Schadstoff-freisetzungs- und Verbringungsregisters (E-PRTR-VO)
	32. Gewinnungsabfallverordnung (GewinnungsAbfV)
	33. Verordnung (EU) Nr. 333/2011 mit Kriterien zur Festlegung, wann bestimmte Arten von Schrott gemäß der Richtlinie 2008/98/EG nicht mehr als Abfall anzusehen sind“.
	b) Abschnitt II (Erläuterungen) wird wie folgt geändert:
	aa) In Nummer 3 werden die Wörter „Ministerium für Wirtschaft“ durch die Wörter „Ministerium für Wirtschaft und Europaangelegenheiten (MWE)“ ersetzt.
	bb) Die Nummern 1 bis 1.23.1 des Verzeichnisses werden wie folgt gefasst:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„1
	Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)
	1.1
	§ 12 Absatz 5
	Anerkennung als Träger der Qualitätssicherung
	LUGV
	1.2
	weggefallen
	1.3
	§ 20 Absatz 2
	Zustimmung und Widerruf der Zustimmung zum Ausschluss von Ab-fällen durch die öffentlich-rechtlichen oder privaten Entsorgungsträger
	LUGV
	1.4
	weggefallen
	1.5
	weggefallen
	1.6
	weggefallen
	1.7
	weggefallen
	1.8
	§ 26 
	alle Aufgaben im Zusammenhang mit der freiwilligen Rücknahme von Erzeugnissen und/oder gegebenenfalls verbleibenden Abfällen nach deren Gebrauch, (insbesondere Entscheidung über die Freistellung von der Pflicht zur Nachweisführung und Feststellung der Produktverantwortung)
	LUGV/LBGR
	1.9 
	§ 28 Absatz 2 
	Entscheidung über Ausnahmen von der Verpflichtung zur Abfallbeseitigung in dafür zugelassenen Anlagen 
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils im Rahmen der ihnen zugeordneten Überwachungsaufgaben nach Nummer 1.23 
	1.10
	§ 29 Absatz 1 
	Anordnung der Mitbenutzung gegenüber dem Betreiber einer Abfallbe-seitigungsanlage, Festsetzung des Entgelts soweit erforderlich, Aufforderung zur Vorlage eines Abfallwirtschaftskonzepts
	LUGV/LBGR 
	1.11
	§ 29 Absatz 2 
	Übertragung von Abfallbeseitigungspflichten auf den Betreiber einer Abfallbeseitigungsanlage 
	LUGV 
	1.12 
	§ 29 Absatz 3 
	Anordnung zur Duldung von Abfall-beseitigungsmaßnahmen auf Grund-stücken, die zur Mineralgewinnung genutzt werden, Festsetzung des Entgelts soweit erforderlich
	AWB/LUGV/LBGR jeweils im Rahmen der ihnen zugeordneten Überwachungsaufgaben nach Nummer 1.23
	1.13
	§§ 30, 31 und 32
	Aufstellung und Fortschreibung der Abfallwirtschaftsplanung, Beteiligung und Unterrichtung der Öffentlichkeit
	MUGV
	1.14
	§ 33
	Beteiligung am Abfallvermeidungs-programm des Bundes bzw. Auf-stellung eines eigenen Abfallver-meidungsprogramms, Beteiligung der Öffentlichkeit
	MUGV
	1.15
	§ 34 
	Erkundung geeigneter Standorte für Abfallbeseitigungsanlagen 
	LUGV/LBGR im Einvernehmen mit LUGV 
	1.16 
	§§ 35, 36 
	Durchführung des Zulassungsver-fahrens und Entscheidung über die Zulassung von Deponien und Erteilung von Nebenbestimmungen einschließlich Anordnung von Sicherheitsleistungen sowie Entgegennahme von Anzeigen über die Änderung einer Deponie 
	LUGV/LBGR im Einvernehmen mit LUGV 
	1.17 
	§ 36 Absatz 4 Satz 3 
	nachträgliche Anordnungen bei zugelassenen Deponien 
	LUGV/LBGR 
	1.18 
	§ 37 
	Zulassung vorzeitigen Beginns mit der Errichtung oder dem Betrieb der Deponie 
	LUGV/LBGR 
	1.19 
	§ 39 
	Anordnungen bei Deponien, die schon vor dem 1. Juli 1990 betrieben wurden oder mit deren Errichtung begonnen war 
	LUGV/LBGR 
	1.20.1
	§ 40 Absatz 1 und 2
	Entgegennahme von Anzeigen über die Stilllegung von Deponien und von Meldungen der Überwachungsergebnisse sowie Anordnungen zur Sicherung und Rekultivierung von Deponien
	UAWB/LBGR; LUGV bezüglich der im Anhang 1 aufgeführten Deponien
	1.20.2
	§ 40 Absatz 3
	Feststellung des Abschlusses der (endgültigen) Stilllegung
	UAWB/LBGR; LUGV bezüg-lich der im Anhang 1 aufgeführten Deponien
	1.20.3
	§ 40 Absatz 4
	Entgegennahme von Anzeigen über die Stilllegung von Anlagen, in denen gefährliche Abfälle anfallen
	LUGV/LBGR
	1.20.4
	§ 40 Absatz 5
	Feststellung des Abschlusses der Nachsorgephase
	UAWB/LBGR im Einvernehmen mit LUGV; LUGV, soweit es sich um Deponien der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-träger handelt
	1.21.1
	§ 41 Absatz 1
	Fristsetzung und Entgegennahme der Emissionserklärung
	LUGV/LBGR
	1.21.2
	§ 42
	Information der Öffentlichkeit
	LUGV/LBGR
	1.21.3
	§ 44 Absatz 2
	Fristsetzung und Entgegennahme von Kosten-, Entgelt-, Abgaben- sowie Auslagenübersichten
	LUGV/LBGR
	1.22
	§ 46 Absatz 2
	Auskunft über vorhandene geeignete Abfallbeseitigungsanlagen
	LUGV; SBB, soweit es sich um gefährliche Abfälle handelt
	1.23
	§ 47
	Überwachungsaufgaben nach Sach-gebieten:
	1.23.1
	Überwachung der Abfallbewirt-schaftung einschließlich der Inanspruchnahme anderer abfallrechtlich Verantwortlicher (Grundstücks-eigentümer, Erzeuger, ehemalige Be-sitzer), sofern nicht eine spezielle Zuständigkeit nach den nachfolgenden Nummern besteht
	UAWB/LBGR“. 
	cc) In Nummer 1.23.4 wird in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Angabe „§ 35 Abs. 2 KrW-/AbfG“ durch die Angabe „§ 39 KrWG“ ersetzt.
	dd) In Nummer 1.23.5 wird in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Angabe „§ 31 Abs. 2 oder 3 KrW-/AbfG“ durch die Angabe „§ 35 Absatz 2 oder 3 KrWG“ ersetzt.
	ee) In Nummer 1.23.6.1 werden in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Wörter „einschließlich der Überwachung der Erfüllung von Anordnungen nach § 36 Abs. 2 KrW-/AbfG“ gestrichen.
	ff) In Nummer 1.23.9 wird in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Angabe „§ 52 KrW-/AbfG“ durch die Angabe „§ 56 KrWG“ ersetzt. 
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„1.23.10
	weggefallen
	1.24
	§ 48 Satz 2
	von den auf Grund des § 48 KrWG ergangenen Verordnungen abweichende Einstufung bestimmter Abfälle im Einzelfall
	LUGV
	1.25
	§ 49 Absatz 4
	Verlangen nach Vorlage der Register oder nach einer Mitteilung der An-gaben aus den Registern
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils im Rahmen ihrer Zuständigkeit für die Überwachung nach Nummer 1.23;
	LUGV bei An-ordnung einer landesweiten Registeranfrage
	1.26
	§ 50 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
	Bestätigung über die Zulässigkeit der vorgesehenen Entsorgung
	SBB
	1.27
	§ 51 Absatz 1
	Anordnung im Einzelfall und Ent-scheidung über Art, Umfang und Inhalt des Nachweises und des Registers 
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils in ihrem Auf-gabenbereich als zuständige Überwachungsbehörde nach Nummer 1.23; LUGV, soweit landesweit eine Anordnung getroffen wird
	1.28
	§ 53 Absatz 1, 3 und 4
	Entgegennahme und Bestätigung von Anzeigen sowie Anordnung von Be-dingungen, Auflagen, Befristungen und Untersagungen, Anforderung von Unterlagen sowie von Nachweisen über die Gleichwertigkeit 
	SBB
	1.29
	§ 54 Absatz 1, 2 und 4
	Erteilung von Erlaubnissen und Nebenbestimmungen sowie Anforderung von Nachweisen über die Gleichwertigkeit 
	SBB
	1.30
	§ 55 Absatz 1
	Überwachung der Kennzeichnung der Fahrzeuge, mit denen Abfälle befördert werden
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils in ihrem Auf-gabenbereich als zuständige Überwachungs-behörde nach Nummer 1.23 
	1.31
	§ 56 Absatz 5
	Zustimmung zum Überwachungs-vertrag
	LUGV
	1.32
	§ 56 Absatz 6
	Anerkennung von Entsorgergemeinschaften 
	LUGV
	1.33
	§ 56 Absatz 8 Satz 2
	Entzug des Zertifikats und der Berechtigung zum Führen des Überwachungszeichens
	LUGV
	1.34
	§ 58 
	Entgegennahme von Anzeigen zur Betriebsorganisation
	LUGV/LBGR, soweit sich die Anzeige auf die Rücknahme nicht gefähr-licher Abfälle bezieht
	1.35
	§ 59 Absatz 2
	Anordnung der Bestellung eines Abfallbeauftragten
	LUGV/LBGR
	1.36
	§ 62
	Anordnungen zur Durchführung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der danach ergangenen Verordnungen
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils in ihrem Auf-gabenbereich als zuständige Überwachungsbehörde nach Nummer 1.23; SBB
	1.37
	§ 69 und 70
	Durchführung von Bußgeldverfahren
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils in ihrem Auf-gabenbereich als zuständige Überwachungsbehörde nach Nummer 1.23“.
	hh) In Nummer 2.1 werden in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Wörter „besonders überwachungsbedürftige Abfälle“ durch die Wörter „gefährliche Abfälle“ ersetzt.
	ii) In Nummer 2.2 werden in der Spalte Zuständige Behörde die Wörter „besonders überwachungsbedürftige Abfälle“ durch die Wörter „gefährliche Abfälle“ ersetzt.
	jj) Die Nummern 3 bis 3.24 werden wie folgt gefasst:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„3
	Nachweisverordnung (NachwV)
	3.1
	§§ 3 bis 6
	alle Aufgaben im Zusammenhang mit dem Nachweis über die Zulässigkeit der vorgesehenen Entsorgung
	SBB
	3.2
	§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3
	Entgegennahme der Mitteilung über die Eintragung im EMAS-Register
	LUGV
	3.3
	§ 7 Absatz 3 und 5 
	Freistellung des Abfallentsorgers, Entgegennahme der Mitteilung über den Entfall der Freistellungsvoraus-setzungen
	UAWB/LUGV/LBGR, soweit sie nach Nummer 1.23 für die Überwachung des Entsorgers zuständig sind
	3.4
	§ 7 Absatz 4
	Entgegennahme der Nachweiserklärung vom Abfallentsorger und der Ab-lichtungen der vollständigen Nachweis-erklärungen vom Abfallerzeuger
	SBB 
	3.5
	§ 8 Absatz 1
	Anordnung der Einholung einer Be-stätigung nach § 5 
	UAWB/LUGV/LBGR, soweit sie nach Nummer 1.23 für die Überwachung zuständig sind
	3.6
	§ 8 Absatz 2
	Anordnung der Annahme von Abfällen nur nach vorhergehender Bestätigung nach § 5 und Widerruf der Freistellung
	UAWB/LUGV/LBGR, soweit sie nach Nummer 1.23 für die Überwachung des Entsorgers zuständig sind
	3.7
	§ 9 Absatz 3
	Bestätigung der Zulässigkeit der in einem Sammelentsorgungsnachweis vorgesehenen Entsorgung gefährlicher Abfälle einschließlich Eingangsbe-stätigung, Nachforderung und Über-sendung von Unterlagen
	SBB
	3.8
	§ 9 Absatz 4
	Entgegennahme des Sammelent-sorgungsnachweises oder bei Entfallen der Bestätigungspflicht der Nachweiserklärung bei länderübergreifender Sammelentsorgung
	SBB 
	3.9
	§ 11 Absatz 3 und 4, § 13 Absatz 2 Satz 3
	Entgegennahme der Begleitscheine vom Entsorger bzw. von der für die Entsorgungsanlage zuständigen Be-hörde
	SBB
	3.10
	§ 14
	Zulassung besonderer Formen der Nachweisführung gegenüber privaten Entsorgungsträgern
	LUGV
	3.11
	§ 15 Nummer 2
	Wahrnehmung der Aufgaben der für den Entsorger zuständigen Behörde bei einer Verwertung außerhalb einer Anlage
	die unter Nummer 1.23 jeweils bezeichnete Behörde
	3.12
	§ 19 Absatz 2
	Verlangen zur Vorlage der schriftlichen Vereinbarung zwischen Erzeuger und Beförderer zur Handhabung der Sig-natur
	 LUGV
	3.13
	§ 19 Absatz 3 Satz 1
	Bestätigung der Zulässigkeit der in einem Entsorgungsnachweis vorge-sehenen Entsorgung einschließlich Eingangsbestätigung, Entgegennahme, Nachforderung und Übersendung von Unterlagen
	SBB
	3.14
	§ 19 Absatz 3 Satz 2
	Entgegennahme der Nachweiserklä-rungen bzw. der Abfallerzeuger und -entsorger, Verkürzung der Geltungsdauer, Erteilung von Auflagen für die Durchführung der Entsorgung
	SBB
	3.15
	§ 22 Absatz 1 bis 3
	Entgegennahme von Meldungen über Störungen des Kommunikations-systems, Anordnung von Über-prüfungen, Bekanntgabe eines Sach-verständigen
	LUGV
	3.16
	§ 26
	Befreiung von den Nachweis- oder Registerpflichten und Anforderung anderer geeigneter Nachweise sowie Anordnung der Registrierung weiterer Angaben
	UAWB/LUGV/LBGR, soweit sie nach Nummer 1.23 für die Überwachung des Adressaten zuständig sind; LUGV, soweit landesweit eine Befreiung von Pflichten der Nachweisführung ausge-sprochen werden oder eine Anordnung erfolgen soll
	3.17
	§ 27 Absatz 2
	Anordnung zur bestimmten Ver-wendung der Nachweise
	UAWB/LUGV/LBGR, soweit sie nach Nummer 1.23 für die Überwachung des Adressaten zuständig sind; LUGV, soweit landesweit eine Anordnung erfolgen soll
	3.18
	§ 28 Absatz 1 
	Erteilung oder Änderung der Identi-fikations-, Erzeuger-, Beförderer- und Entsorgernummern
	SBB
	3.19
	§ 28 Absatz 2
	Erteilung oder Änderung der Nachweisnummern
	SBB 
	3.20
	§ 28 Absatz 2
	Erteilung oder Änderung der Frei-stellungs- und Registriernummern
	SBB 
	3.21
	§ 29
	Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten
	UAWB/LUGV/LBGR, soweit sie nach Nummer 1.23 für die Überwachung des Adressaten zuständig sind
	3.22
	§ 30 Absatz 5
	Nebenbestimmungen zur Gestattung der Aufbereitung, Übermittlung und Speicherung der Nachweisdaten sowie Freistellung von Anforderungen nach § 32 Absatz 4 Satz 2 NachwV (§ 32 Absatz 4 Satz 1 und 3 NachwV) in der Fassung und Bekanntmachung vom 17. Juni 2002
	LUGV
	3.23
	§ 31 Absatz 1
	Zustimmung zur elektronischen Nachweis- und Registerführung
	LUGV
	3.24
	Vollzug dieser Verordnung im Übrigen
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils in ihrem Auf-gabenbereich als zuständige Überwachungsbehörde nach Nummer 1.23“.
	kk) Die Nummern 4 bis 4.2 werden durch die folgenden Nummern 4 bis 4.3 ersetzt: 
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„4
	Beförderungserlaubnisverordnung (BefErlV)
	4.1
	§ 3 Absatz 1 Nummer 2
	Anerkennung von Lehrgängen
	LUGV
	4.2
	§ 7 Absatz 1 und § 8 Absatz 2
	Entscheidung über die Beförderungs-erlaubnis
	SBB
	4.3
	Vollzug dieser Verordnung im Übrigen
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils in ihrem Auf-gabenbereich als zuständige Überwachungsbehörde nach Nummer 1.23“.
	ll) Nummer 5 wird wie folgt geändert:
	aaa) Folgende Nummer 5.1 wird eingefügt:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„5.1
	§ 9 Absatz 2 Nummer 3
	Anerkennung von Lehrgängen
	LUGV“.
	bbb) Die bisherigen Nummern 5.1 bis 5.4 werden die Nummern 5.2 bis 5.5.
	mm) Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	 „7
	weggefallen“.
	nn) Nach Nummer 9.1 wird folgende Nummer 9.1a eingefügt:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„9.1a
	§ 3 Absatz 8 Satz 3 
	Entgegennahme der Analysen
	UAWB und LELF“.
	oo) Die Nummern 11 bis 11.4 werden durch die folgenden Nummern 11 bis 11.9 ersetzt:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„11
	Verpackungsverordnung (VerpackV)
	11.1
	§ 6 Absatz 2 
	Entgegennahme der Bescheinigungen des Herstellers und Vertreibers über die Rücknahme und Verwertung bzw. Selbstentsorgung sowie der schrift-lichen Anzeigen (Branchenlösungen/ Eigenentsorgung)
	LUGV
	11.2
	§ 6 Absatz 3 in Verbindung mit Anhang I Nummer 2 Absatz 3 Satz 6 und 7
	Entgegennahme der vorgelegten Bescheinigungen des Systembetreibers, Anforderung der Nachweise
	LUGV
	11.3 
	§ 6 Absatz 3 in Verbindung mit Anhang I Nummer 2 und 3 
	Überwachung der Anforderungen und der Beteiligung an Systemen, Anordnungen nach § 62 KrWG 
	LUGV
	11.4
	§ 6 Absatz 5 und 6
	Entscheidung über die Feststellung eines Systems, Erlass nachträglicher Nebenbestimmung, Aufforderung zur Leistung von Sicherheiten, Widerruf der Entscheidung, öffentliche Bekanntgabe
	LUGV
	11.5
	§ 6 Absatz 8 Satz 7 und 9 in Verbindung mit Anhang I Nummer 4 Satz 10 und 11
	Entgegennahme der vorgelegten Bescheinigungen der Letztvertreiber ohne Systemzugehörigkeit und beschränkt Rücknahmeverpflichteter, Anforderung der Dokumentationen
	LUGV
	11.6
	§ 8 Absatz 3
	Aufforderung zur Vorlage der Dokumentation der Hersteller und Vertreiber von schadstoffhaltigen Füllgütern
	LUGV
	11.7
	§ 13
	Überwachung des Inverkehrbringens von Verpackungen und Verpackungsbestandteilen mit Schwermetallen, An-ordnungen nach § 62 KrWG 
	LUGV
	11.8
	§ 15
	Ordnungswidrigkeiten
	nach § 15 Absatz 1 Nummer 6, 8, 9 und 17 sowie nach § 15 Absatz 2 Nummer 1 bis 12 
	nach § 15 Absatz 1 Nummer 1 bis 5, 7, 10 bis 16 und 18 sowie nach § 15 Absatz 2 Nummer 13 und 14 
	LUGV
	UAWB/LBGR
	11.9
	Vollzug der Verordnung im Übrigen
	UAWB/LBGR“.
	pp) Nummer 13 wird wie folgt gefasst:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„13
	Chemikalien-Ozonschichtverordnung
	die Zuständigkeit richtet sich nach der Gefahrstoffzuständigkeitsverordnung vom 30. Mai 2003 (GVBl. II S. 346) in der jeweils geltenden Fassung“.
	qq) Die Nummern 16 bis 16.5 werden durch die folgenden Nummern 16 bis 16.12 ersetzt:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„16
	Batteriegesetz (BattG)
	16.1
	§ 3 Absatz 1 bis 3, 
	Absatz 4 
	Überwachung der Anforderungen an das Inverkehrbringen von Batterien und
	an das Anbieten von Batterien
	LUGV
	UAWB
	16.2 
	§ 6 Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2
	allgemeine Überwachung der Anforderungen an das Gemeinsame Rücknahmesystem, soweit nicht das Umweltbundesamt zuständig ist 
	LUGV
	16.3
	§ 6 Absatz 1 Satz 3 
	Entgegennahme von Anzeigen über den Austritt aus dem gemeinsamen Rücknahmesystem 
	LUGV 
	16.4 
	§ 7 Absatz 1 
	Genehmigung der Einrichtung eines herstellereigenen Rücknahmesystems
	LUGV 
	16.5 
	§ 7 Absatz 2 bis 4
	Überwachung der Anforderungen an das herstellereigene Rücknahmesystem
	LUGV
	16.6
	§ 8
	Überwachung der Rücknahme und Verwertung von Fahrzeug- und In-dustrie-Altbatterien
	LUGV
	16.7
	§§ 9 bis 11
	Überwachung der Pflichten der Vertreiber (Rücknahme der Batterien, Zuführung an ein Rücknahmesystem, Einhaltung der Pfandpflicht) und der Endnutzer (Zuführung zur getrennten Erfassung)
	UAWB
	16.8
	§ 12
	Überwachung der Überlassungs- und Verwertungspflichten Dritter (Betreiber von Behandlungseinrichtungen)
	LUGV
	16.9
	§ 14
	Allgemeine Überwachung der Verwertung und Beseitigung von Batterien, soweit nicht das Umweltbundesamt zuständig ist
	LUGV
	16.10
	§§ 17 und 18
	Überwachung der Anforderungen an die Kennzeichnung und an die Einhaltung der Hinweis- und Informationspflichten
	LUGV;
	im Zusammenhang mit dem Anbieten von Batterien an einen End-verbraucher: UAWB
	16.11
	§ 22 Absatz 1 Nummer 1, 3, 5, 6, 8 bis 12 und 14 bis 16
	Ordnungswidrigkeiten
	LUGV/UAWB jeweils in ihrem Aufgabenbereich
	16.12
	Vollzug dieses Gesetzes im Übrigen, soweit nicht das Umweltbundesamt zu-ständig ist (§ 4 Absatz 1, § 21 BattG)
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils in ihrem Aufgabenbereich als zuständige Überwachungsbehörde nach Nummer 1.23“.
	rr) Nummer 18 wird wie folgt geändert:
	aaa) Die Wörter „18 Abfallverbringungsgesetz (AbfVerbrG) und Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 über die Verbringung von Abfällen“ werden durch die Wörter „18 Abfallverbringungsgesetz (AbfVerbrG), Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 über die Verbringung von Abfällen (VVA)“ ersetzt.
	bbb) In Nummer 18.4 werden in der Spalte Zuständige Behörde die Wörter „LUGV, LBGR, SBB jeweils im Rahmen ihrer Zuständigkeit“ durch die Wörter „UAWB/LUGV/LBGR/SBB jeweils im Rahmen ihrer Zuständigkeit“ ersetzt.
	ccc) In Nummer 18.5 wird in der Spalte Zuständige Behörde das Wort „LUGV“ durch die Wörter „UAWB/LUGV/LBGR jeweils im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach Nummer 1.23“ ersetzt.
	ss) Nummer 19 wird wie folgt geändert:
	aaa) In Nummer 19.1 wird in der Spalte Zuständige Behörde die Angabe „UAWB/LBGR“ durch die Angabe „UB/LBGR“ ersetzt.
	bbb) Die Fußnote zu Nummer 19.2 wird wie folgt gefasst: 
	„² Bei der Freistellung durch das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe ist gemäß § 42 Absatz 7 Satz 2 BbgAbfBodG das für Wirtschaft zuständige Ministerium die für die Erteilung des Einvernehmens zuständige Behörde.“
	ccc) Nach Nummer 19.2 wird folgende Nummer 19.3 eingefügt:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„19.3
	Unterstützung der zuständigen Behörden beim Vollzug des Artikels 1 § 4 Absatz 3 URG
	LUGV“.
	tt) Nummer 20 wird wie folgt geändert: 
	aaa) In Nummer 20.4 werden in der Spalte Verwaltungsaufgabe die Wörter „im Raum-ordnungsverfahren“ durch die Wörter „während des Raumordnungsverfahrens“ ersetzt.
	bbb) Die Nummern 20.6 bis 20.14 werden durch die folgende Nummern 20.6 bis 20.18 ersetzt: 
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„20.6
	§ 21
	Festlegung von Einzugsbe-reichen für Abfallbeseitigungsanlagen
	LUGV
	20.7
	§ 24 
	ordnungsrechtliche Maßnahmen auf dem Gebiet des Abfallrechts
	LUGV/UAWB/LBGR jeweils im Rahmen der ihnen nach Nummer 1.23 zugeordneten Überwachungsaufgaben, neben diesen Behörden hat die SBB die Zuständigkeit zur Überwachung und Feststellung, ob Abfälle der Andienungspflicht unter-liegen, und zur Durchsetzung der Andienungspflicht mit Maßnahmen nach § 24
	20.8
	§ 29 Absatz 3
	Datenerhebung und Erfassung von altlastverdächtigen Flächen und Altlasten, Datenübermittlung an das LUGV
	UB/LBGR
	20.9
	§ 29 Absatz 4
	Bewertung vorhandener Daten 
	UB/LBGR; LUGV, sofern der Landkreis oder die kreisfreie Stadt als Störer ver-pflichtet ist
	20.10
	§ 29 Absatz 5
	Übermittlung von Boden- und Altlasteninformationen an andere Behörden 
	UB/LBGR/ LUGV
	20.11
	§ 30 Absatz 1
	Verlangen von Sanierungsuntersuchungen, Vorlage eines Sanierungsplans und Durchführung von Eigenkontrollmaßnahmen
	UB/LBGR; LUGV, sofern der Landkreis oder die kreisfreie Stadt als Störer ver-pflichtet ist
	20.12
	§ 30 Absatz 2
	Durchführen von Erhebungen und Erstellen von Katastern für Verdachtflächen und schädliche Bodenveränderungen
	UB/LBGR; LUGV, sofern der Landkreis oder die kreisfreie Stadt als Störer ver-pflichtet ist
	20.13
	§ 31 Absatz 1
	Entgegennahme der Anzeige für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Alt-lasten
	UB/LBGR
	20.14
	§ 31 Absatz 2
	Einholung von Auskünften, Einsichtnahme in Unterlagen
	UB/LBGR/LUGV
	20.15
	§ 31 Absatz 3
	Einholen von Auskünften und Wahrnehmung des Betretungsrechts und Durchführung von Ermittlungsmaßnahmen und Wahrnehmung des Betretungsrechts
	UB/LBGR/LUGV
	20.16
	§ 32 Absatz 2, 3 und 4
	Entgegennahme des Antrags auf Ausgleich, Festsetzung des Ausgleichsbetrags und Ein-holung erforderlicher Auskünfte sowie Einsichtnahme in die Betriebsunterlagen
	die nach Nummer 1.23.3 zuständige Behörde
	20.17
	§ 41 Absatz 1
	Veröffentlichung von Umwelt-informationen
	für die Abfallwirtschaft die nach Nummer 1.23 zur Überwachung und für den Bodenschutz-bereich die nach den Nummern 23.2 und 23.6 zuständige Behörde; im Rahmen zusammenfas-sender Veröffentlichungen: LUGV
	20.18
	§ 41 Absatz 2
	Warnungen, Empfehlungen, Hinweise für umweltgerechtes Verhalten
	zuständige Abfall- oder Bodenschutzbehörde/MUGV“.
	uu) Nummer 24 wird wie folgt gefasst:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„24
	weggefallen“.
	vv) Die Nummern 26 bis 26.13 werden durch die folgenden Nummern 26 bis 26.31 ersetzt:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„26
	Deponieverordnung (DepV)
	26.1
	§ 3 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 
	Zulassung von Ausnahmen (Absatz 3) sowie Herabsetzung von Anforde-rungen (Absatz 4)
	LUGV/LBGR im Einvernehmen mit LUGV
	26.2
	§ 5 Satz 1
	Abnahme der für den Betrieb der Deponie erforderlichen Einrichtungen
	LUGV/LBGR im Einvernehmen mit LUGV
	26.3
	§ 6 Absatz 6 
	Zustimmung zur abweichenden Ablagerung 
	LUGV/LBGR
	26.4
	§ 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 11
	Genehmigung des Nachweises nach Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b Ziffer i der Verordnung (EG) Nr. 850/2004
	LUGV/LBGR im Einvernehmen mit LUGV
	26.5
	§ 8 Absatz 2
	Entgegennahme und Prüfung des Nachweises, dass Abfallunter-suchungen nicht erforderlich sind, Zustimmung zum Verzicht auf die Abfalluntersuchung
	LUGV/LBGR
	26.6
	§ 8 Absatz 3
	Zustimmung zur Reduzierung von Beprobungen
	LUGV/LBGR
	26.7
	§ 8 Absatz 5 und § 17 Absatz 1
	Festlegung einer höheren Anzahl oder Reduzierung von Kontrollunter-suchungen
	LUGV/LBGR
	26.8
	§ 8 Absatz 6
	Zulassung von Abweichungen
	LUGV/LBGR
	26.9
	§ 8 Absatz 9 
	Zulassung von Ausnahmen für Betreiber von Monodeponien und für Betreiber von Deponien der Deponieklasse 0 
	LUGV/LBGR
	26.10
	§ 8 Absatz 10 
	Entgegennahme von Informationen über angelieferte aber nicht zugelassene Abfälle
	LUGV/LBGR
	26.11 
	§ 10 Absatz 2
	Entgegennahme des Antrags über die Stilllegung der Deponie
	LUGV/LBGR
	26.12
	§ 11 Absatz 2
	Aufhebung der Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen, Feststellung des Abschlusses der Nachsorgephase
	UAWB/LBGR im Einvernehmen mit LUGV; LUGV, soweit es sich um Deponien der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-träger handelt
	26.13 
	§ 12 Absatz 1
	Festlegungen von Auslöseschwellen und Grundwasser-Messstellen
	LUGV/LBGR im Einvernehmen mit LUGV
	26.14 
	§ 12 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3
	Zulassung von Ausnahmen für Betreiber von Monodeponien und für Betreiber von Deponien der Deponieklasse 0
	LUGV/LBGR im Einvernehmen mit LUGV
	26.15 
	§ 12 Absatz 4
	Zustimmung zu den Maßnahmeplänen, Entgegennahme der Information bei Überschreitung der Auslöseschwellen
	LUGV/LBGR im Einvernehmen mit LUGV
	26.16 
	§ 12 Absatz 5
	Anordnung der Ermittlung von Emissionen
	LUGV/LBGR
	26.17 
	§ 13 Absatz 1, 3 und 5
	Aufforderung zur Vorlage der Betriebsordnung, des Betriebshand-buches, des Betriebstagebuches und des Jahresberichts
	LUGV/LBGR
	26.18 
	§ 13 Absatz 2 und § 17 Absatz 2
	Zulassung von Ausnahmen
	LUGV/LBGR im Einvernehmen mit LUGV
	26.19 
	§ 13 Absatz 4
	Entgegennahme der Informationen über nachteilige Auswirkungen und Störungen
	LUGV/LBGR
	26.20 
	§ 18
	Festsetzung und Überprüfung von und Verzicht auf Sicherheits-leistungen 
	LUGV/LBGR im Einvernehmen mit LUGV
	26.21 
	§ 19 
	Entgegennahme von Anträgen und schriftlichen Anzeigen 
	siehe Nummer 1.16 ff. dieser Ver-ordnung
	26.22 
	§ 20
	grenzüberschreitende Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung
	LUGV/LBGR
	26.23 
	§ 21 Absatz 1 bis 3, § 22
	Planfeststellungsbeschluss, Plangenehmigung sowie Überprüfung der Entscheidung
	LUGV/LBGR
	26.24 
	§ 21 Absatz 4
	Bestimmung eines Sachverständigen
	LUGV/LBGR im Einvernehmen mit LUGV
	26.25 
	§ 23
	Aufgaben bezüglich der Errichtung und des Betriebes von Langzeitlagern
	LUGV/LBGR 
	26.26 
	§ 24 Absatz 1
	behördliche Maßnahmen bei in der Stilllegungs- oder Nachsorgephase befindlichen Langzeitlagern
	LUGV/LBGR
	26.27 
	§ 24 Absatz 1
	Erteilung des Einvernehmens 
	LUGV/LBGR
	26.28
	§ 24 Absatz 2 und 3
	Bestimmung des Sachverständigen
	LUGV
	26.29 
	§ 25 Absatz 3 und 4 und § 26
	behördliche Maßnahmen bei in der Ablagerungsphase, der Stilllegungs- oder Nachsorgephase befindlichen Altdeponien 
	UAWB/LBGR; 
	LUGV bezüglich der im Anhang 2 aufgeführten Deponien
	26.30 
	§ 27
	Ordnungswidrigkeiten
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils in ihrem Auf-gabenbereich als zuständige Überwachungsbehörde nach Nummer 1.23
	26.31 
	Vollzug dieser Verordnung im Übrigen
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils in ihrem Auf-gabenbereich als zuständige Überwachungsbehörde nach Nummer 1.23“.
	ww) Nach Nummer 28 werden die folgenden Nummern 29 bis 33.1 angefügt:
	Lfd. Nr.
	Anzuwendende Rechtsnorm
	Verwaltungsaufgabe
	Zuständige Behörde
	„29
	Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG)
	29.1
	Überwachungsaufgaben und sonstige Angelegenheiten im Zusammenhang mit 
	29.1.1
	§ 5 Absatz 1 Satz 1 
	dem Inverkehrbringen von Elektro- und Elektronikgeräten mit den in Satz 1 genannten Stoffen, entsprechende Anordnungen nach § 2 Absatz 3 Satz 2 ElektroG in Verbindung mit § 62 KrWG 
	LUGV 
	29.1.2.1
	§ 6 Absatz 1 Satz 3
	Festsetzung der Kosten bei nicht eingerichteter Stelle oder bei Nichtwahrnehmung ihrer Aufgaben
	LUGV
	29.1.2.2
	§ 6 Absatz 2 Satz 4
	der Herstellerverpflichtung zum ordnungsgemäßen Führen der Re-gistriernummern und dem uner-laubten Anbieten zum Verkauf
	LUGV 
	29.1.2.3 
	§ 6 Absatz 4
	der Ausweisung von Entsorgungs-kosten 
	LUGV 
	29.1.3.1
	§ 9 Absatz 7 Satz 3, Absatz 8 Satz 2, § 10 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 4 sowie § 11 Absatz 2 Satz 2 
	der Wiederverwendung, Behandlung oder Entsorgung von Altgeräten 
	LUGV
	29.1.3.2
	§ 9 Absatz 7 Satz 3 oder § 10 Absatz 1 Satz 3, jeweils in Verbindung mit § 12 Absatz 3 Satz 2 
	der Nachweisführung 
	LUGV
	29.1.3.3
	§ 9 Absatz 8 Satz 1
	den Anforderungen an Rücknahmesysteme sowie entsprechende Anordnungen nach § 62 KrWG 
	LUGV
	29.1.3.4
	§ 9 Absatz 9
	der Sammlung und Rücknahme von Altgeräten sowie entsprechende Anordnungen nach § 62 KrWG 
	LUGV
	29.1.4
	§ 10 Absatz 2 Satz 1 und 2 
	Rückgabemöglichkeiten anderer Nutzer als private Haushalte sowie entsprechende Anordnungen nach § 62 KrWG 
	LUGV
	29.2
	§ 23 Absatz 1 Nummer 1, 3, 5, 6 und 7
	Ordnungswidrigkeitsverfahren
	LUGV
	29.3
	§ 2 Absatz 3
	Vollzug dieses Gesetzes im Übrigen, soweit nicht die Gemeinsame Stelle oder das Umweltbundesamt zuständig ist
	UAWB/LUGV/LBGR jeweils in ihrem Auf-gabenbereich als zuständige Überwachungsbehörde nach Nummer 1.23
	30 
	Verordnung (EG) Nr. 850/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates über persistente organische Schadstoffe und zur Änderung der Richtlinie 79/117/EWG
	30.1
	Artikel 5 und 7
	Vollzug dieser Verordnung, soweit sie sich auf abfall- und bodenschutzrechtliche Belange bezieht
	LUGV
	30.2 
	Artikel 7 Absatz 4b
	Entscheidung über Ausnahmeanträge
	SBB
	30.3
	Die Zuständigkeit richtet sich im Übrigen nach der Gefahrstoffzuständigkeitsverordnung vom 30. Mai 2003 (GVBl. II S. 346) in der jeweils geltenden Fassung.
	31
	Verordnung (EG) Nr. 166/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Schaffung eines Europäischen Schadstofffreisetzungs- und -ver-bringungsregisters und zur Änderung der Richtlinien 91/689/EWG und 96/61/EG des Rates und Gesetz zur Ausführung des Protokolls über Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister vom 21. Mai 2003 sowie zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 166/2006
	31.1
	Vollzug dieser Verordnung und des Ausführungsgesetzes, soweit er sich auf die Berichts- und Informationspflichten einschließlich der Ahndung von Ordnungswidrigkeiten bezüglich abfall- und bodenschutzrechtlicher Belange bezieht 
	LUGV; LBGR
	32
	Gewinnungsabfallverordnung
	32.1
	Vollzug dieser Verordnung 
	LUGV
	33
	Verordnung (EU) Nr. 333/2011 des Rates vom 31. März 2011 mit Kriterien zur Festlegung, wann bestimmte Arten von Schrott gemäß der Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates nicht mehr als Abfall anzusehen sind
	33.1
	Vollzug dieser Verordnung 
	LUGV/LBGR“.
	6. Der Anhang wird wie folgt geändert:
	a) In Nummer 7 Spalte 2 wird die Angabe „Beeskow, Hornitex (LOS)“ durch die Angabe „Beeskow, Betriebsdeponie Glunz (LOS)“ ersetzt.
	b) In Nummer 18 Spalte 2 wird die Angabe „Eberswalde-Ostende (BAR)“ durch die Angabe „Eberswalde-Ostend (BAR)“ ersetzt.
	c) In Nummer 21 Spalte 2 wird die Angabe „Eisenhüttenstadt-Zementwerk(LOS)“ durch das Wort „leer“ ersetzt und die Angaben in Spalte 3 werden gestrichen.
	d) In Nummer 35 Spalte 2 wird die Angabe „Görzke“ durch die Angabe „Görzke (PM)“ ersetzt.
	e) In Nummer 39 Spalte 2 wird die Angabe „Golm (PM)“ durch die Angabe „Golm (P)“ ersetzt. 
	Bekanntmachungserlaubnis
	Die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz kann den Wortlaut der Abfall- und Bodenschutz-Zuständigkeitsverordnung in der vom Inkrafttreten dieser Verordnung an geltenden Fassung im Gesetz- und Ver-ordnungsblatt für das Land Brandenburg, Teil II, bekannt machen. 
	Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Altbatterien-Rücknahmesystem-Zuständigkeitsverordnung vom 9. Februar 2010 (GVBl. II Nr. 9) außer Kraft.
	Potsdam, den 16. September 2014
	Die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
	Anita Tack 
	Herausgeber: Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg 
	Word-Lesezeichen
	DQPErrorScopeD52AE23357BD4217AB6A6301315
	DQPErrorScope2F3D0237F28C470C89394C49D7D
	DQPErrorScope852E8C1589744E8494D2E4F66D4
	DQPErrorScopeDE83D436CAC74658B0308617173
	DQPErrorScopeC2553AE4F239468E8F91DAFAD7D
	DQPErrorScopeEDE5CA2AAD654DA6B778B5E3A07
	DQPErrorScope1DFB157C14324528844FC49DA1A
	DQPErrorScope6FD6C9DE51C844B9882741154DD
	DQPErrorScopeA6AFAF2393674A33B87EA0E577B
	DQPErrorScope2BFA7001D8AD441AB94FAA7AB80
	DQPErrorScope76DB1CD66A9F4365AAB9F3BE17C
	DQPErrorScopeD340797E340647A293461999BD0
	DQPErrorScope2B0F7EC66B824EE38F1711C87A7
	DQPErrorScopeBE31374E199B4BE984E3E08F360
	DQPErrorScope13A55DDE595C4DF9BF3AA543516
	DQPErrorScope3021FB307C9B48669E84B0A6D5E
	DQPErrorScope4A739A96542C4611867845E2E84
	DQPErrorScope0298292D7AE94F31A8A762403D2
	DQPErrorScope7C19B83ECE6B4D5E93EC4CD6115
	DQPErrorScope3A5531FD7126443891AF8CB44BA
	DQPErrorScope12220A35B3FC4B1E9D08ED0365A
	DQPErrorScope52CC9B0B016C49D08084BE03B7C
	DQPErrorScopeCAD6C5F0802B4F16A481D0ED043
	DQPErrorScope47ED0499C4404991972A3557A6C
	DQPErrorScope73AFF30000DD4D5088FC011EFC8
	DQPErrorScope0B5A92A8A57744D9A87D9D3D33C




